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Entscheidungsdatum

27.05.2026
Norm

BBG 840

BBG 841

BBG 845

B-VG Art133 Abs4

. BBG 840 heute

BBG 8§ 40 gultig ab 01.01.2003zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 150/2002

BBG 8§ 40 guiltig von 01.07.1994 bis 31.12.2002zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
BBG 8§ 40 giltig von 01.01.1994 bis 30.06.1994zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 26/1994
BBG 8§ 40 gultig von 01.07.1990 bis 31.12.1993

—_
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BBG § 41 heute

BBG 8§ 41 giltig ab 01.09.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 45/2026

BBG § 41 gultig von 12.08.2014 bis 31.08.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 66/2014
BBG § 41 gultig von 01.09.2010 bis 11.08.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 81/2010
BBG 8§ 41 gultig von 01.01.2005 bis 31.08.2010zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 136/2004
BBG § 41 gultig von 01.01.2003 bis 31.12.2004 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 150/2002
BBG § 41 gultig von 01.07.1994 bis 31.12.2002zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
BBG § 41 gultig von 01.01.1994 bis 30.06.1994zuletzt gedandert durch BGBI. Nr. 26/1994
BBG 8§ 41 gultig von 01.07.1990 bis 31.12.1993

W e Ny AW

BBG § 45 heute

BBG § 45 giiltig ab 19.07.2024 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 98/2024

BBG 8§ 45 giltig von 12.08.2014 bis 18.07.2024zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 66/2014
BBG § 45 gultig von 01.06.2014 bis 11.08.2014zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 138/2013
BBG § 45 guiltig von 01.01.2014 bis 31.05.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 71/2013
BBG § 45 guiltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
BBG § 45 giltig von 01.01.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 111/2010
BBG 8§ 45 giltig von 01.01.2003 bis 31.12.2010zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 150/2002
BBG § 45 giltig von 01.09.1999 bis 31.12.2002zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 177/1999
BBG § 45 gultig von 01.07.1994 bis 31.08.1999zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
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11. BBG § 45 gultig von 01.01.1994 bis 30.06.1994zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 26/1994
12. BBG § 45 gultig von 01.07.1990 bis 31.12.1993

1. B-VG Art. 133 heute
2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
5. B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
6. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
8. B-VG Art. 133 gtiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
9. B-VG Art. 133 guiltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 guiltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag.a Benedikta TAURER als Vorsitzende und die Richterin
Mag.a Marion STEINER-KOPSCHAR sowie die fachkundige Laienrichterin Mag.a Bettina PINTER als Beisitzerinnen Uber
die Beschwerde von

XXXX , geboren am XXXX , gegen den Bescheid des Bundesamtes fur Soziales und Behindertenwesen, Landesstelle
Wien, vom 19.12.2025, betreffend die Abweisung des Antrages auf Ausstellung eines Behindertenpasses, zu Recht
erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag.a Benedikta TAURER als Vorsitzende und die
Richterin Mag.a Marion STEINER-KOPSCHAR sowie die fachkundige Laienrichterin Mag.a Bettina PINTER als
Beisitzerinnen Uber die Beschwerde von, romisch 40, geboren am rémisch 40, gegen den Bescheid des Bundesamtes
far Soziales und Behindertenwesen, Landesstelle Wien, vom 19.12.2025, betreffend die Abweisung des Antrages auf
Ausstellung eines Behindertenpasses, zu Recht erkannt:

A)
Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.
B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zuldssig.

Text

Entscheidungsgrinde:

I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

1. Mit Bescheid vom 19.12.2025 stellte das Bundesamt fiir Soziales und Behindertenwesen (Kurzbezeichnung:
Sozialministeriumservice; in der Folge belangte Behdrde genannt) fest, dass mit einem Grad der Behinderung von 40

vH die Voraussetzungen fiur die Ausstellung eines Behindertenpasses nicht gegeben seien.

2. Gegen diesen Bescheid wurde von der Beschwerdeflhrerin fristgerecht Beschwerde erhoben. Unter Vorlage von
Beweismitteln wurde im Wesentlichen vorgebracht, dass die Beschwerdefihrerin an mehreren, teilweise stark
einschrankenden chronischen Erkrankungen leide und sie im Alltag erheblich eingeschrankt sei. Nach Auflistung der
Diagnosen fluhrte sie aus, dass sie an chronischen Schmerzen sowie einer eingeschrankten Beweglichkeit und einer

erheblichen Minderung der kérperlichen Belastbarkeit leide. Das Gehen, Heben und langere Sitzen sei erschwert.

3. Die gegenstandliche Beschwerde und die Bezug habenden Verwaltungsakten langten am 12.02.2026 beim
Bundesverwaltungsgericht ein.
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Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1.  Feststellungen:

Der Gesamtgrad der Behinderung betragt 40 vH.

Die Beschwerdefuhrerin leidet an folgenden Funktionseinschrankungen:

1. Posttraumatische Belastungsstérung, Depression mitberlcksichtigt, Pos.Nr.: 03.05.01, Grad der Behinderung 40%
2. Degenerative Veranderungen der Wirbelsaule, Pos.Nr.: 02.01.01, Grad der Behinderung 20%

Da die Beschwerdeflhrerin keinen Gesamtgrad der Behinderung von 50% (funfzig v.H.) erreicht, sind die
Voraussetzungen fur die Ausstellung eines Behindertenpasses nicht erfullt.

2. Beweiswirdigung:

Die eingeholten arztliche Sachverstandigengutachten sind schlissig und nachvollziehbar, sie weisen keine
Widerspriche auf. Es wurde auf die Art der Leiden und deren Ausmald ausfuhrlich eingegangen. Die getroffenen
Einschatzungen, basierend auf der personlichen Untersuchung der Beschwerdeflhrerin, entsprechen den
festgestellten Funktionseinschrankungen.

Im medizinischen Sachverstandigengutachten eines Facharztes fur Psychiatrie, Arzt fur Allgemeinmedizin, wird,
basierend auf der personlichen Untersuchung der Beschwerdefihrerin am 16.10.2025, im Wesentlichen Folgendes
ausgefuhrt:

Der facharztliche Sachverstandige stufte das fuhrende Leiden 1 ,Posttraumatische Belastungsstorung, Depression
mitberucksichtigt” schlissig und nachvollziehbar nach den Kriterien der Einschatzungsverordnung unter der
Positionsnummer 03.05.01 und einem Grad der Behinderung von 40 vH ein. Begrindet wurde die Wahl des oberen
Rahmensatzes mit der ausgepragten Somatisierung und dem vorliegenden Rickzug. Die Beschwerdeflihrerin befindet
sich nicht in Psychotherapie und liegen keine stationaren Aufenthalte vor.

Die Beschwerdeflhrerin befindet sich nach eigenen Angaben seit ca. Februar 2025 in facharztlicher Kontrolle und
medizinischer Therapie. In der persdnlichen Untersuchung erhob der Sachverstandige den Status Psychicus wie folgt:
.wach, orientiert, bewusstseinsklar, Aufmerksamkeit, Konzentration und Mnestik It. Pat. reduziert, Ductus koharent
und zielfuhrend, psychotisches Gedankengut, STL subdepressiv bei neg. getonter Befiindlichkeit, Schlaf:
schmerzbedingt Schlafstérung, kein HW auf Selbst- oder Fremdgefahrdung.”

Die Beschwerdefuhrerin gab gegeniber dem facharztlichen Sachverstandigen an, sie sei geschieden und habe drei
erwachsene Kinder, sie wurde zur persénlichen Untersuchung von ihrem Schwiegersohn begleitet, sie habe auch ein
bis zwei Freunde, ein soziales Netzwerk besteht somit. Den Verfahrensunterlagen ist jedoch zu entnehmen, dass sie
derzeit arbeitsunfahig ist.

Die Beschwerdefuhrerin beeinspruchte die Einstufung dieses Leidens nicht, eine héhere Einstufung kann derzeit nicht

vorgenommen werden.

Die belangte Behorde holte weiters ein medizinisches Sachverstandigengutachten einer Facharztin fir Unfallchirurgie,
Arztin fur Allgemeinmedizin ein. In diesem wird, basierend auf der persénlichen Untersuchung der
Beschwerdefihrerin am 18.08.2025, im Wesentlichen Folgendes ausgefuhrt:

Das in der Gesamtbeurteilung unter laufender Nummer 2 angefuhrte Leiden ,Degenerative Veranderungen der
Wirbelsdule” wurde dem oberen Rahmensatz der Positionsnummer 02.01.01 und einem Grad der Behinderung von 20
vH zugeordnet. Bei der Beschwerdefiihrerin bestehen maRige radiologische Verdanderungen und rezidivierende

Beschwerden mit geringgradigen funktionellen Einschrankungen.

Im Zuge der persénlichen Untersuchung war der Beschwerdefihrerin das freie Stehen sicher moglich, sie konnte
zudem den Zehenballenstand, den Fersenstand und den Einbeinstand durchfihren. Sie kam selbststandig gehend mit
Halbschuhen ohne Hilfsmittel zur persdnlichen Untersuchung, das Gangbild zeigte sich hinkfrei und unauffallig, wenn
auch verlangsamt. Die Sachverstandige konnte keine Einschrankungen der Bewegungsabldufe beim Hinlegen auf die
Untersuchungsliege und beim Wiederaufstehen erkennen. Sowohl die Halswirbelsaule, die Brustwirbelsaule als auch
die Lendenwirbelsdule waren in allen Ebenen frei beweglich, der Finger-Boden-Abstand betrug jedoch 15 ¢cm und

konnte ein Klopfschmerz Giber der Lendenwirbelsaule sowie ein maRiger Hartspann objektiviert werden.



Dem MR-Befund vom 12.05.2025 ist eine ,Anulus fibrosus-Riss L3/4 bei einem breitbasigen Bandscheibenbulging und
hypertrophen Facettengelenken mit einer diskreten Spinalkanalstenose” und eine ,L4/5 linksbetonte diskrete
Bandscheibenherniation” zu entnehmen. Dem Arztbrief vom 27.03.2025 ist zu entnehmen, dass der
Beschwerdefihrerin das Heben und Tragen von Lasten uber 5 kg sowie langeres, Uber zwei Stunden dauerndes,

Gehen und Sitzen nicht méglich sei, sowie dass die Beschwerdefihrerin Schmerzinfusionen und Infiltrationen erhalt.

Eine hohere Einstufung des Grades der Behinderung ergibt sich daraus, insbesondere vor dem Hintergrund der
Ergebnisse der personlichen Untersuchung, jedoch nicht.

Die medizinische Sachverstandige fuhrte zudem schlissig und nachvollziehbar aus, dass hinsichtlich des
diagnostizierten pradiabetischen Syndroms kein behinderungsrelevantes Leiden vorliegt.

SchlieBlich holte die belangte Behorde eine Gesamtbeurteilung der bereits beigezogenen Facharztin fur
Unfallchirurgie, Arztin fiir Allgemeinmedizin, vom 07.11.2025 ein. In diesem flihrte die medizinische Sachverstandige
schlUssig und nachvollziehbar aus, dass das fihrende Leiden 1 durch das Leiden 2 nicht weiter erhéht wird, da kein

mafgebliches unglinstiges Zusammenwirken besteht.

Die Behorde (bzw. das Gericht) hat ein Gutachten auf seine Vollstandigkeit und Schlissigkeit zu Gberprifen. Weitere
Gutachten hat die Behdérde nur dann einzuholen, wenn sich die vorliegenden Gutachten als nicht vollstandig oder nicht

schlissig und damit als nicht ausreichend erweisen.

Die Beschwerdefiihrerin konnte keine UnschlUssigkeit oder Unvollstandigkeit der Gutachten aufzeigen. Auch sind an

den Personen der Sachverstandigen keine Bedenken aufgetreten.

Das Bundesverwaltungsgericht erachtet die eingeholten Sachverstandigengutachten daher als schlUssig, vollstandig
und nachvollziehbar. In einer Zusammenschau der vorliegenden Befunde und des Gutachtens, geht der erkennende
Senat davon aus, dass die Sachverstandigengutachten bzw. der darin festgelegte Grad der Behinderung von 40 v.H.

der Entscheidung zugrunde zu legen ist.

Das Beschwerdevorbringen war nicht geeignet die gutachterliche Beurteilung, wonach ein Grad der Behinderung in
Hohe von 40 vH vorliegt, zu entkraften. Es wurde zwar vorgebracht, dass die Beschwerdefiihrerin an einer
eingeschrankten Beweglichkeit leide, doch konnte dies in der persénlichen Untersuchung von der beigezogenen
Facharztin nicht bestatigt werden. Die Beschwerdefuhrerin konnte ohne Hilfsmittel selbststandig hinkfrei gehen und
waren die Bewegungsabldufe in der Untersuchung nicht eingeschrankt. Die objektivierbaren Schmerzen wurden im
Zuge der Beurteilung ausreichend berucksichtigt.

Die eingeholten Sachverstandigengutachten stehen mit den Erfahrungen des Lebens, der arztlichen Wissenschaft und
den Denkgesetzen nicht in Widerspruch. Auch war dem Vorbringen sowie den eingeholten und vorgelegten
Beweismitteln kein Anhaltspunkt zu entnehmen, die Tauglichkeit der befassten Sachverstandigen oder deren
Beurteilung beziehungsweise Feststellungen in Zweifel zu ziehen.

Die Sachverstandigengutachten werden daher in freier Beweiswurdigung der Entscheidung zu Grunde gelegt.
3. Rechtliche Beurteilung:

Gemal8 45 Abs. 3 BBG hat in Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von
Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung die Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen. Gegenstandlich liegt somit Senatszustandigkeit vor.Gemal3
Paragraph 45, Absatz 3, BBG hat in Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von
Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung die Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen. Gegenstandlich liegt somit Senatszustandigkeit vor.

Zu A)
1. Zur Entscheidung in der Sache:

Unter Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die Auswirkung einer nicht nur voribergehenden kérperlichen,
geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen zu verstehen, die
geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu erschweren. Als nicht nur voribergehend gilt ein Zeitraum
von mehr als voraussichtlich sechs Monaten. (8 1 Abs. 2 BBG)Unter Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes ist
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die Auswirkung einer nicht nur vortbergehenden korperlichen, geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung
oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen zu verstehen, die geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft
zu erschweren. Als nicht nur vorlibergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich sechs Monaten. (Paragraph
eins, Absatz 2, BBG)

Behinderten Menschen mit Wohnsitz oder gewdhnlichem Aufenthalt im Inland und einem Grad der Behinderung oder
einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von mindestens 50% ist auf Antrag vom Bundesamt fur Soziales und
Behindertenwesen (8 45) ein Behindertenpall auszustellen, wennBehinderten Menschen mit Wohnsitz oder
gewohnlichem Aufenthalt im Inland und einem Grad der Behinderung oder einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von
mindestens 50% ist auf Antrag vom Bundesamt flUr Soziales und Behindertenwesen (Paragraph 45,) ein
Behindertenpal auszustellen, wenn

1. ihr Grad der Behinderung (ihre Minderung der Erwerbsfahigkeit) nach bundesgesetzlichen Vorschriften durch
Bescheid oder Urteil festgestellt ist oder

2. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften wegen Invaliditat, Berufsunfahigkeit, Dienstunfahigkeit oder dauernder
Erwerbsunfdhigkeit Geldleistungen beziehen oder

3. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften ein Pflegegeld, eine Pflegezulage, eine Blindenzulage oder eine
gleichartige Leistung erhalten oder

4.  fur sie erhdhte Familienbeihilfe bezogen wird oder sie selbst erhdhte Familienbeihilfe beziehen oder

5. sie dem Personenkreis der beglnstigten Behinderten im Sinne des Behinderten-einstellungsgesetzes,BGBI. Nr.
22/1970, angehdren.5. sie dem Personenkreis der begunstigten Behinderten im Sinne des Behinderten-
einstellungsgesetzes, Bundesgesetzblatt Nr. 22 aus 1970,, angehoren.

(8 40 Abs. 1 BBG)(Paragraph 40, Absatz eins, BBG)

Das Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen hat den Grad der Behinderung nach der
Einschatzungsverordnung (BGBI. Il Nr. 261/2010) unter Mitwirkung von arztlichen Sachverstandigen einzuschatzen,
wennDas Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen hat den Grad der Behinderung nach der
Einschatzungsverordnung Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 261 aus 2010,) unter Mitwirkung von drztlichen
Sachverstandigen einzuschatzen, wenn

1. nach bundesgesetzlichen Vorschriften Leistungen wegen einer Behinderung erbracht werden und die hieflr
mafRgebenden Vorschriften keine Einschatzung vorsehen oder

2. zwei oder mehr Einschatzungen nach bundesgesetzlichen Vorschriften vorliegen und keine Gesamteinschatzung
vorgenommen wurde oder

3. ein Fall des & 40 Abs. 2 vorliegt3. ein Fall des Paragraph 40, Absatz 2, vorliegt.
(8 41 Abs. 1 BBG)(Paragraph 41, Absatz eins, BBG)

Auszug aus der Verordnung des Bundesministers fUr Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz betreffend nahere
Bestimmungen Uber die Feststellung des Grades der Behinderung (Einschatzungsverordnung) idgF:

.Grad der Behinderung

8§ 2. (1) Die Auswirkungen der Funktionsbeeintrachtigungen sind als Grad der Behinderung zu beurteilen. Der Grad der
Behinderung wird nach Art und Schwere der Funktionsbeeintrachtigung in festen Satzen oder Rahmensatzen in der
Anlage dieser Verordnung festgelegt. Die Anlage bildet einen Bestandteil dieser Verordnung.Paragraph 2, (1) Die
Auswirkungen der Funktionsbeeintrachtigungen sind als Grad der Behinderung zu beurteilen. Der Grad der
Behinderung wird nach Art und Schwere der Funktionsbeeintrachtigung in festen Satzen oder Rahmensatzen in der
Anlage dieser Verordnung festgelegt. Die Anlage bildet einen Bestandteil dieser Verordnung.

(2) Bei Auswirkungen von Funktionsbeeintrachtigungen, die nicht in der Anlage angeflihrt sind, ist der Grad der
Behinderung in Analogie zu vergleichbaren Funktionsbeeintrachtigungen festzulegen.

(3) Der Grad der Behinderung ist nach durch zehn teilbaren Hundertsatzen festzustellen. Ein um finf geringerer Grad
der Behinderung wird von ihnen mit umfasst. Das Ergebnis der Einschatzung innerhalb eines Rahmensatzes ist zu
begrinden.
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Gesamtgrad der Behinderung

§ 3. (1) Eine Einschatzung des Gesamtgrades der Behinderung ist dann vorzunehmen, wenn mehrere
Funktionsbeeintrachtigungen vorliegen. Bei der Ermittlung des Gesamtgrades der Behinderung sind die einzelnen
Werte der Funktionsbeeintrachtigungen nicht zu addieren. MaRgebend sind die Auswirkungen der einzelnen
Funktionsbeeintrachtigungen in ihrer Gesamtheit unter Berlcksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen
zueinander.Paragraph 3, (1) Eine Einschatzung des Gesamtgrades der Behinderung ist dann vorzunehmen, wenn
mehrere Funktionsbeeintrachtigungen vorliegen. Bei der Ermittlung des Gesamtgrades der Behinderung sind die
einzelnen Werte der Funktionsbeeintrachtigungen nicht zu addieren. MaRgebend sind die Auswirkungen der einzelnen
Funktionsbeeintrachtigungen in ihrer Gesamtheit unter BerUcksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen

zueinander.

(2) Bei der Ermittlung des Gesamtgrades der Behinderung ist zunachst von jener Funktionsbeeintrachtigung
auszugehen, flr die der hochste Wert festgestellt wurde. In der Folge ist zu prifen, ob und inwieweit dieser durch die
weiteren Funktionsbeeintrachtigungen erhoht wird. Gesundheitsschadigungen mit einem Ausmafd von weniger als 20
vH sind auBer Betracht zu lassen, sofern eine solche Gesundheitsschadigung im Zusammenwirken mit einer anderen
Gesundheitsschadigung keine wesentliche Funktionsbeeintrachtigung verursacht.

Bei Uberschneidungen von Funktionsbeeintréchtigungen ist grundsatzlich vom héheren Grad der Behinderung
auszugehen.

(3) Eine wechselseitige Beeinflussung der Funktionsbeeintrachtigungen, die geeignet ist, eine Erhdhung des Grades der

Behinderung zu bewirken, liegt vor, wenn
- sich eine Funktionsbeeintrachtigung auf eine andere besonders nachteilig auswirkt,

- zwei oder mehrere Funktionsbeeintrachtigungen vorliegen, die gemeinsam zu einer wesentlichen

Funktionsbeeintrachtigung fuhren.

(4) Eine wesentliche Funktionsbeeintrachtigung ist dann gegeben, wenn das Gesamtbild der Behinderung eine andere
Beurteilung gerechtfertigt erscheinen lasst, als die einzelnen Funktionsbeeintrachtigungen alleine.

Grundlage der Einschatzung

8 4. (1) Die Grundlage fur die Einschatzung des Grades der Behinderung bildet die Beurteilung der
Funktionsbeeintrachtigungen im kdrperlichen, geistigen, psychischen Bereich oder in der Sinneswahrnehmung in Form
eines arztlichen Sachverstandigengutachtens. Erforderlichenfalls sind Experten aus anderen Fachbereichen -
beispielsweise Psychologen - zur ganzheitlichen Beurteilung heran zu ziehen.Paragraph 4, (1) Die Grundlage fur die
Einschatzung des Grades der Behinderung bildet die Beurteilung der Funktionsbeeintrachtigungen im korperlichen,
geistigen, psychischen Bereich oder in der Sinneswahrnehmung in Form eines arztlichen Sachverstandigengutachtens.
Erforderlichenfalls sind Experten aus anderen Fachbereichen - beispielsweise Psychologen - zur ganzheitlichen
Beurteilung heran zu ziehen.

(2) Das Gutachten hat neben den persdnlichen Daten die Anamnese, den Untersuchungsbefund, die Diagnosen, die
Einschatzung des Grades der Behinderung, eine Begrindung fir die Einschatzung des Grades der Behinderung
innerhalb eines Rahmensatzes sowie die Erstellung des Gesamtgrades der Behinderung und dessen Begrindung zu
enthalten.”

Da ein Grad der Behinderung von 40 (vierzig) vH festgestellt wurde und somit die Voraussetzungen fir die Ausstellung
eines Behindertenpasses nicht erfillt sind, war spruchgemal? zu entscheiden.

2. Zum Entfall einer mindlichen Verhandlung:

Gemal 8§ 24 Abs. 1 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG, BGBI. | Nr. 33/2013 idgF hat das Verwaltungsgericht
auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts wegen eine 6ffentliche mundliche Verhandlung
durchzufuhren. In diesem Sinne ist eine Verhandlung als erforderlich anzusehen, wenn es nach Art. 6 EMRK bzw. Art.
47 Abs. 2 GRC geboten ist, wobei gemal3 Rechtsprechung des VfGH der Umfang der Garantien und des Schutzes der
Bestimmungen ident sind.GemaR Paragraph 24, Absatz eins, Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG,
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 33 aus 2013, idgF hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies fur
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erforderlich halt, von Amts wegen eine 6ffentliche mundliche Verhandlung durchzufihren. In diesem Sinne ist eine
Verhandlung als erforderlich anzusehen, wenn es nach Artikel 6, EMRK bzw. Artikel 47, Absatz 2, GRC geboten ist,
wobei gemaR Rechtsprechung des VfGH der Umfang der Garantien und des Schutzes der Bestimmungen ident sind.

Der Rechtsprechung des EGMR kann entnommen werden, dass er das Sozialrecht auf Grund seiner technischen Natur
und der oftmaligen Notwendigkeit, Sachverstandige beizuziehen, als gerade dazu geneigt ansieht, nicht in allen Fallen
eine mundliche Verhandlung durchzufihren (vgl. Eriksson v. Sweden, EGMR 12.4.2012; Schuler-Zgraggen v.
Switzerland, EGMR 24.6.1993).Der Rechtsprechung des EGMR kann entnommen werden, dass er das Sozialrecht auf
Grund seiner technischen Natur und der oftmaligen Notwendigkeit, Sachverstandige beizuziehen, als gerade dazu
geneigt ansieht, nicht in allen Fallen eine mundliche Verhandlung durchzufuhren vergleiche Eriksson v. Sweden, EGMR
12.4.2012; Schuler-Zgraggen v. Switzerland, EGMR 24.6.1993).

Im Erkenntnis vom 18.01.2005, GZ.2002/05/1519, nimmt auch der Verwaltungsgerichtshof auf die diesbezlgliche
Rechtsprechung des EGMR (Hinweis Hofbauer v. Osterreich, EGMR 2.9.2004) Bezug, wonach ein mundliches Verfahren
verzichtbar erscheint, wenn ein Sachverhalt in erster Linie durch seine technische Natur gekennzeichnet ist. Dartber
hinaus erkennt er bei Vorliegen eines ausreichend geklarten Sachverhalts das Bedurfnis der nationalen Behérden nach
zweckmaliger und wirtschaftlicher Vorgangsweise an, welches das Absehen von einer mindlichen Verhandlung
gestatte (vgl. VwGH vom 4.3.2008, 2005/05/0304).Im Erkenntnis vom 18.01.2005, GZ.2002/05/1519, nimmt auch der
Verwaltungsgerichtshof auf die diesbeziigliche Rechtsprechung des EGMR (Hinweis Hofbauer v. Osterreich, EGMR
2.9.2004) Bezug, wonach ein mundliches Verfahren verzichtbar erscheint, wenn ein Sachverhalt in erster Linie durch
seine technische Natur gekennzeichnet ist. Darliber hinaus erkennt er bei Vorliegen eines ausreichend geklarten
Sachverhalts das Bedurfnis der nationalen Behérden nach zweckmaRiger und wirtschaftlicher Vorgangsweise an,
welches das Absehen von einer mindlichen Verhandlung gestatte vergleiche VWGH vom 4.3.2008, 2005/05/0304).

Der im gegenstandlichen Fall entscheidungsrelevante Sachverhalt wurde auf gutachterlicher Basis ermittelt. Zudem
wurde von der beschwerdefihrenden Partei in der Beschwerde kein Vorbringen erstattet, welches eine weitere
Erorterung notwendig erschienen liel3.

Im Hinblick auf obige Uberlegungen sah der erkennende Senat daher unter Beachtung der Wahrung der
Verfahrensdékonomie und -effizienz von einer muindlichen Verhandlung ab, zumal auch eine weitere Klarung der
Rechtssache hierdurch nicht erwartbar war.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

Gemal § 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG) hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines
Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch
ist kurz zu begriinden.GemaR Paragraph 25 a, Absatz eins, des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwWGG) hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel
133, Absatz 4, B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor. Vielmehr hangt die
Entscheidung von Tatsachenfragen ab. Maligebend sind die Art des Leidens und das festgestellte Ausmal3 der
Funktionsbeeintrachtigungen.Die Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung
nicht von der Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die
gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an
einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als
uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden
Rechtsfrage vor. Vielmehr hangt die Entscheidung von Tatsachenfragen ab. Mal3gebend sind die Art des Leidens und
das festgestellte Ausmal der Funktionsbeeintrachtigungen.
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